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am 17. Oktober vorgeworfen und behauptet,
ſtimmte Angaben gemacht. Demgegenüber ſtelle ich feſt, daß am
29. September vom Generalfeldmarſchall und mir dem Staats
ſekretär v. Hintze gegenüber, am 2. Oktober vom Major von der
Busſche dem Reichstag gegenüber ausgeſprochen wurde, daß nur
nur auf einen Frieden eingehen könnten, der uns eine Leben s-

möglichkeit ſichert, ebenſo dürfte kein Waffenſtillſtand ge
ſchloſſen werden, der uns wehrlos macht. Jn
Sinne hatte
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Zudendorffs Stellung zum Weißbuch
Keueſte Tagesnachrichten
x Jn Baſel iſt die Arbeitsruhe allge-

mein. Es kam zu Zuſammenſtößen zwiſchen den
Streikenden und der Polizei.

7

x Belgien ſteht vor einem Eiſenbahner-
ſtreik.

Der Geſandte von Roſenberg iſt von der
geitung der politiſchen Abteilung des Auswärtigen Amtes
zurückgetreten.

In der franzöſiſchen Kammer wird von der Ab
wanderung von 1 Milliarde 193 Millionen
Mark in Gold aus Deutſchland berichtet.

Belgien läßt Han delsbeziehungen mit
Deutſchland wieder zu.

Caillegux wird vor den Staatsge-
richt shof geſtellt.

wvoas Ludendorff ſagt
(Von unſerem h. -Sonderberichterſtatter.)

Berlin, 1. Auguſt.Nir iſt ſoeben das von der Regierung herausgegebene Weiß
wuh. Vorgeſchichte des Waffenſtillſtandes“ zugeſtellt werden.
Ich habe von ihm Kenntnis genommen. Nach dem Eindruck, den
ich erhalten habe, gibt die amtliche Vorbemerkung eine durch
aus einſeitige und entſtellende Darſtellung der

Gcſchichte und zieht einſeitige und falſche Schlüſſe. Jch kann nur
kei der Kürze der mir zur Verfügung ſtehenden Zeit auf einige
Punkte eingehen.

Mir wird zum Beiſpiel ein Stimmungsumſchwung
ich hätte unbe-

dieſem
ſich auch Prinz Max am 5. Oktober ausge

ſprochen, indem er ausführte, daß wir feſt entſchloſſen ſeien, auch
noch ſchwerere Opfer zu bringen, wenn es unabänderlich iſt, und
daß wir weiterkämpfen, den Endkampf um Leben oder Tod
weiterführen würden. Jm ſelben Sinne hatte fich der Reichs

tagspräſident ausgeſprochen.
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Oberſten Heeresleitung ließ die

keinen W mehr an der Notwendigkeit weiterzukän
falls wir ni

in der Sitzung vom 17. Oktober Rechnung, verfuhr alſo folge-
richtig, während die Reichsleitung nicht entſchloſſen war, ihrer-
e Folge aus den Worten des Reichskanglers am 5. Oktober
zu ziehen.

zunächſt an die Feſtſtellung, was der Feind eigentlich wollte.
Hand in Hand mußten hiermit Maßnahmen zur entſcheidenden

Fortſetzung des Kampfes gehen.

Sie noch drei Monate die Front halten
antwortet haben: „Nein“.

v. H

Oberſt

ab Berlin 7 20e lautet nyr

Ueber die Notwendigkeit des Weiterkämpfens herrſchte alſo
Einigkeit zwiſchen Reichsleitung und Oberſter Heeres-

Dieſe hielt bis zum 17. Oktober an. Nach Anſicht der

zweite Wilſon-Note

kapitulieren wollten. Dieſem Standpunkt trug ich

Jch dachte nicht an einen plötzlichen Abbruch, ſondern

Das Weſen des Krieges iſt Ungewißheit, das
veiß, glaube ich, jeder einfache Soldat, der im Feuer geſtanden

Und nur diejenigen können darüber im Zweifel ſein, die
Krieg nicht am eigenen Leibe erfahren haben. Sie ſollten ſich

dann wenigſtens enthalten, Urteile auszuſprechen, die auf nichts
begründet ſind.

Staatsſekretär Solf will mich gefragt haben: „Können
Jch ſoll darauf ge

Das iſt durchaus richtig.Wenn hieraus aber wieder Schlüſſe gezogen werden, ſo iſt dies
falſch. Jch will mich mit Vorſtehendem für die Zeit nach dem

ung der erſten Note an Wilſon begnügen und wende mich jetzt
den Ereigniſſen des 29. September und 1. Oktober zu.

Ueber die Beſprechung des 29. September ent
hält die Denkſchrift nichts, und doch iſt ſie für den Hergang der
Ereigniſſe und für die ganze Beurteilung der Lage von weſent
cher Bedeutung. Jch will hier nur angeben, daß Staatsſekretär

Hintze zunächſt aus inneren Gründen den Svſtemwechſel
für nötig hielt und daß dre Generalfeldmarſchall und ich ſowie

ehe daraufhin erſt die militäriſche Lage feſtſtellten,
ähnlich wie es Major v. d. Busſche in ſeinem Vortrage getan hat.

Herr v. Hintze hat mir angegeben, daß die neue Regie
rung bis zum 1. Oktober mittags gebildet werden
lönne. Im gleichen Sinne hatte er ſich Oberſt v. Hafften
Ferner ausgeſprochen. Und daß dann das Angebot an Wilſon

usgehen könne. Sein Telegramm vom 1. Oktober 1918
Min. nachmittags trägt dieſem Rechnung,

Bildung neuer Regierung vorausſichtlich heute 1. Oktober
nachts. Militäriſche Lage iſt ſtärkſtes Druckmittel gegenüber
unſinnigen und anſpruchsvollen Parteien.

Gemäß dieſem Telegramm und der mir von Herrn v. Hintze
gemachten Angabe habe ich auch gehandelt. Nachdem bis zum
1. Oktober mittags die Regierung nicht gebildet war,
habe ich nachmittags gedrängt. Als mir dann Oberſt v. Hafften
gegen Mitternacht vom 1. zum 2. Oktober von Berlin aus aus
führte, daß die Bildung der Regierung auf Schwierigkeiten
ſtieße, habe ich mein Drängen eingeſtellt und wies Oberſt
v. Hafften an, darauf zu achten, daß kein unnötiger Zeit-
verluſt entſtünde. Jch bemerke ausdrücklich, daß am 30. Sep-
tember und 1. Oktober keine Ereigniſſe an der Front
eingetreten waren, die die Lage kritiſcher geſtaltet hätten. Der
Generalfeldmarſchall war mit mir der Anſicht, daß, nachdem
auf Grund der Kriegslage der ſchwere Entſchluß gefaßt
war, keine Zeit zu verlieren war, um ihn zur Tat umzuſetzen.
War ein ſchwerer, wenn auch

ehrenvoller Frieden
auf Grund der 14 Punkte Wilſons und durch Wilſon zu er
reichen, ſo war ein weiteres Blutvergießen nicht mehr zu ver
antworten. Es mußte auch alles geſchehen, um die Zeit der
Spannung abzukürzen, denn es war klar, daß die
Gerüchte und Nachrichten von einem von uns erbetenen Waffen
ſtillſtand unſere Hampfkraft ſchwächen, die des Feindes unge
mein ſtärben mußten.

Wenn Herr v. Grünau in ſeinem Telegramm Nr. 23 von
einem Durchbruch ſpricht, ſo handelt es ſich hier um eine
taktiſche, nicht um eine ſtrategiſche Erſcheinung. Wenn er ferner
gusführt: „Jch habe den Eindruck, daß man hier völlig die

Damik das deutſche Volk weiß, wie der Generalfeldmarſchall
und ich über

Friedensziele
gedacht haben, ſtelle ich feſt, daß wir durchaus gewillt waren, in
unſeren Kriegszielen die Konſequenz zu ziehen, ſo wie
Herr v. Hintze es am 14. ausſprach. Hierüber hatte die Sitzung
am 13. gleichfalls volle Klarheit gebracht. Die gegenteilige Be
hauptung des Herrn v. Hintze iſt ebenſo falſch wie ſeine An
gabe, die Kriegslage wäre am 13. nicht in offizieller Form be
ſprochen worden. Wie reimt ſich dann ſeine Angabe mit den An
gaben gelegentlich der Parteiführer- Beſprechung zuſammen? Jch
weiſe nun darauf hin, daß das Protokoll vom 14. nicht voll-
ſtändig niedergeſchrieben iſt. Wann habe ich die „große Offen-
ſive als nicht mehr möglich bezeichnet? Das könnte doch auch
nur am 14. geweſen ſein. Jch habe am 14. überhaupt nicht zur
Kriegslage geſprochen, denn Herr v. Hintze gab am 14. den
Niederſchlag der Beſprechung am 13. wieder.

Das iſt das Material, das von der Regierung dem deutſchen
Volke gegeben wird, um über ſeine ſchwerſten Stunden Klarheit
zu gewinnen.

Von Schweden habe ich im Februar an den Reichspräſidenten
geſchrieben und ihn gebeten, durch Gegenüberſtellung
des Materials, nicht meiner Perſon wegen, Klarheit zu
ſchaffen. Jch habe Antwort auf dies Schreiben nie er-
halten. Gern hätte ich dem deutſchen Volk dieſen Streit er-
fpart. Jch hoffe, daß meine im Auguſt erſcheinenden Kriegs
erinnerungen zur Klärung der Lage beitragen werden, nicht
um niederzureißen, ſondern um aufzubauen.

Ueber den Suſammenbruch
neNerven verloren hat ſo weiß ich nicht worauf ſich das

beziehen ſoll. Wir alle ſtanden im Hauptquartier unter dem
gewaltigen Eindruck der Ereigniſſe, ich habe aber keinen meiner
Offigiere geſehen, der nicht Herr ſeiner Nerven war, und nehme
dies auch für mich in Anſpruch. Wenn er ferner ſagt: „Daß wir
ſchlimmſten Falles nach außen hin den Schritt mit der Hal
tung Bulgariens begründen können“, ſo iſt mir nur
befremdlich daran, wie wenig ein Mitglied des Aus
wärtigen Amtes über die Lage unterrichtet war. Es war
dem Staatsſekretär v. Hintze klar mitgeteilt worden,
daß

der Zuſammenbruch Bulgariens
der vornehmſte Grund für den Friedens und Waffenſtillſtands
anrag der Oberſten Heeresleitung war.

Beiläufig bemerke ich, daß nicht die Herren v. Lersner
und v. Grünau, ſondern Geſandter Graf Limburg
Stirum Vertreter des Reichskanglers bei der Oberſten Heeres
leitung war.

Beſonders auffallend iſt Nr. 12 vom 28. September 1918.
In dieſer Aufzeichnung iſt von einem Abſchiedsgeſuch des
Grafen Hertling die Rede, während ich bisher der An-
ſicht war, daß Graf Hertling ſein Abſchiedsgeſuch erſt am 29.
Sr. Majeſtät dem Kaiſer unterbreitet hat. Es geht hieraus zu
gleich hervor, daß jedenfalls am 28., alſo noch vor der Erklärung
der Oberſten Heeresleitung am 29. vormittags das Auswärtige
Amt in Erwägungen über einen ſofortigen Waffenſtillſtand ein
getreten iſt. Jmmerhin bedarf dieſes Schreiben noch der Er
klärung für die Oeffentlichkeit.

Die Ereigniſſe vom 13. Auguſt bis 28. September ſind voll
ſtändig ein ſeitig von Hern v. Hintze aufgeſtellt. Hier
will ich folgendes feſtſtellen:

Zu Nr. 2 ſoll ich Herrn v. Hintze geſagt haben, ich
würde den Feind beſtimmt beſiegen. Das iſt unrichtig.
Jch habe allein geſagt: „Jch hoffe, den Feind friedens
willig zu machen.“

Daß ſich Herr v. Hintze der Sitzung vom 13. Auguſt nicht
entſinnt, iſt auffallend. Dieſe Sitzung gab die Grundlage für
den Vortrag am 14. Auguſt. Jch habe Herrn v. Hintze nicht
beiſeitegenommen, ſondern der Feldmarſchall und ich haben klar
und beſtimmt die Kriegslage ſo geſchildert, wie dort angegeben.
Wir würden durch eine ſtrategiſche Defenſive imſtande
ſein, den Kriegswillen des Feindes zu lähmen und ihn ſo all
mählich zum Frieden zu bringen. Der Ausſpruch: „Jn der an
geführten Beſprechung zu vieren hat niemand dieſes ausſchlag-
gebende Thema wieder angeſchnitten“, iſt eine Jrreführung
ernſteſter Art. Das Protokoll vom 14. Auguſt läßt Herrn
v. Hintze ſelbſt ſagen: „Der Chef des Generalſtabes hat die
kriegeriſche Situation dahin definiert, daß wir den Kriegs
willen der Feinde durch kriegeriſche Handlungen nicht mehr zu
brechen hoffen dürfen und daß unſere Kriegführung ſich als Ziel
ſetzen muß, durch eine ſtrategiſche Defenſive den
Kriegswillen mählich zu lähmen.“ Jch frage Herrn v. Hintze:
Wann hat denn der Chef des Generalſtabes dieſe Ausführungen
gemacht Jch will ihm antworten: Jn der Sihung vom
13. Auguſt.

Die Bemerkung des Generalfeldmarſchalls am Schluß des
Protokolls (es werde gelingen, auf franzöſiſchem Boden ſtehen
zu bleiben und dadurch ſchließlich den Feinden unſeren Willen
aufzuzwingen), das wie alle Protokolle nachträglich aufgeſtellt iſt,
iſt tatſächlich erſt gegen Ende der Sitzung und nach der Rede des
Staatsſekretärs gemacht. Sie bildete einen Schlußakkord der
ſo überaus ernſten Beſprechung und beſtätigt lediglich das von
Hintze Geſagte. Jch glaube, daß ich die Unzuverläſſigkeit der
von Hintzeſchen Darſtellung vor der Welt feſtgenagelt habe, und
brauche nicht näher auf ſie einzugehen.

Berlin, 1. Auguſt
„B. Z. a. M.“ veröffentlicht aus dem ſoeben erſchienenen

Weißbuch ein Telegramm des Fürſten Hohenlohe-
Langenburg an Prinz Max von Baden vom25. Oktober 1918, indem Fürſt Hohenlohe ausführt, daß nach
Meinung einer zuverläſſigen Quelle der Schluß der Wil ſvn-
note ſo zu deuten ſei, daß der einzige Weg zu einem einiger-
maßen erträglichen Frieden kaum anders als über die Ab-
dankung des Kaiſers führe. Nach der Meinung des
Gewährsmannes würde eine ſolche Tat des Kaiſers es Wiiſon
leichter machen, zugunſten ſeiner Friedenspläne auf den Senst
einzuwirken, der in der letzten Zeit Einfluß im Sinne einer
gänzlichen Niederwerfung Deutſchlands gewinnt. Gleichzeitig
würde durch ſie die Friedensſtrömung in den übrigen Entente-
ſtaaten geſtärkt werden. Dem Gewährsmann zufolge ſei die
Schwäche unſerer militäriſchen Lage den
Amerikanern zu bekannt, um bei ihnen jetzt im Falle
eines Aufrufs zur nationalen Verteidigung über den end
gültigen Sieg der Entente Zweifel aufkommen zu
Deutſchlands Zuſammenbruch ſei nur eine
Frage der Zeit. Sollte verſucht werden, den Endkampf
hinauszuziehen, ſo würde das nur als ein neuer Beweis des
Vorwiegend militäriſcher Einflüſſe betrachtet werden und den
Verdacht nähren, daß man ſich auf Deutſchlands ganze inner-
politiſche Wandlung nicht verlaſſen könne.

Ferner iſt ein Telegramm Kaiſer Karls an Kaiſer
Wilhelm bemerkenswert, das lautet:

„Jch war heute früh genötigt, da die militäriſche
Lage unhaltbar geworden iſt, den Jtalienern einen
Waffenſtillſtand anzutragen. Falls aber die Jtaliener die Be
dingung ſtellen, daß die Bahnen durch Tirol und Kärnuten
(Tauernbahn, Brennerbahn, Südbahn) für den Durchzug der
feindlichen Truppen gegen Deine Länder geöffnet werden
ſollen, ſo werde ich mich an die Spitze meiner
Deutſchöſterreicher ſtellen und den Durchzug
mit Waffengewalt verhindern. Darauf kannſt
Du feſt vertrauen. Auf die Truppen der anderen Nationali-
täten kann man ſich in dem Falle nicht verlaſſen.

Jn treuer Freundſchaft
gez. Karl.“

Die Antwort Kaiſer Wilhelms lautet:
„Mit Bewegung habe ich Dein Telegramm über den An-

trag zum Waffenſtillſtand an Italien geleſen. Jch bin über-
zeugt, daß Deine Deutſchöſterreicher, an der Spitze der Kaiſer-
liche Herr, ſich wie ein Mann gegen ſchmachvwolle Bedingungen
erheben werden, und danke Dir dafür, daß Du mir das noch
beſonders verſicherſt. Jn treuer Freundſchaftgez. Wilhel m.“

Die Abdankung des Kaiſers
München, 1. Auguſt.

In dem deutſchen Weißbuch über die Vorgeſchichte des
Waffenſtillſtandes ſind Telegramme des damaligen preußiſchen
Geſandten in München, v. Treutler, und des deutſchen
Geſandten in Bern, v. Romberg, erwähnt, in denen an
mehreren Stellen von der Stellungnahme der damaligen bayeri-
ſchen Regierung zur Frage der Abdankung des
Kaiſers und der angeblichen Sonderfriedens-
beſtrebungen Bahyerns die Rede iſt. Die Schriftleitung
der „Münchener Neueſten Nachr.“, die wegen dieſer Angelegen-
heit mit dem Leiter der damaligen bayeriſchen Regierung, dem
Miniſterpräſidenten Dandl, in Verbindung getreten iſt, iſt er
mächtigt, folgendes feſtzuſtellen:

1. Die Stellungnahme der früheren bayeriſchen Regierung
in der Frage der Abdankung des Kaiſers iſt in demBericht des preußiſchen Geſandten v. Treutler am 25. Ok

laſſen.



gwver IV18 richtig wiedergegeben. Nicht zutreffend dagegen iſt
die nach dem Bericht des deutſchen Geſandten in Bern am
3. November 1918 an die Entente brachte Nachricht, Bayern
habe vom Bundesrat die Abdan t des Kaiſers an

aSieg gefordert. Es beſtehe in Bayern an maßgebender
Stelle der Eindruck, daß der Kaiſer den Plan verfolge, bei der

erſten Gelegenheit die neue deutſche Regierung zu ſtürzen.
Die damalige bayeriſche Regierung hat vielmehr den Standpunkt
eingenommen und bei ma nden Beſprechungen zur Geltung
gebracht, daß der Kaiſer durch die verantwortlichen Perſönlich-
keiten über den Stand der Dinge mit aller Offenheit aufzu-
klären ſei, und daß ſie mit einem freiwilligen Rück
tritt des Kaiſers einverſtanden wäre.

2. Der deutſche Geſandte in Bern hat in ſeinem Bericht
vom 3. November 1918 die Behauptung, daß Bahern dem
Abgeſandten der Entente zu verſtehen gegeben habe, es würde
ſich von der Reichspolitik unter allen Umſtänden los
ſagen, ſelbſt als abenteuerlich bezeichnet. Tatſächlich ent
behren ſolche Gerüchte jeder Grundlage. Der baheriſchen Staats-
regierung war allerdings ſeinerzeit zur Kenntnis gekommen, daß
in der Schweiz Nachrichten der bezeichneten Art umliefen. Sie
hatte hiewegen damals den bayeriſchen Geſandten in
Bern nach München berufen und von ihm erfahren, daß die
Gerüchte auf Redereien unverantwortlicher, übergeſchäftiger
Perſonen zurückzuführen ſeien. Die bayeriſche Regierung
habe derarkige, die Einheit und den Beſtand des Reiches ge-
fährdende Beſtrebungen ſtets aufs ſchärfſte verurteilt
und eine direkte oder indirekte Förderung ent
ſchieden abgelehnt. Der Geſandte erhielt die Weiſung,
dieſen Standpunkt der Regierung gegenüber den umlaufenden
Gerüchten zu vertreten. Wenn die Entente gleichwohl mit
bayeriſchen Sonderbeſtrebungen ernſtlich gerechnet haben
ſollte, hat ihr jedenfalls die Haltung der damaligen bayeriſchen
Regierung hierzu keine Berechtigung gegeben.

5u den vVeröäöffentlichungen
Weimar, 1. Auguſt.

Die Nationalverſammlung hat beſchloſſen, die Reden
der Miniſter anläßlich der großen politiſchen Debatte zu
veröffentlichen. Ein Antrag der Deutſchnationalen Volks
partei iſt zugleich angenommen worden, der die Ergänzung
der Veröffentlichung durch Beifügung des vollen Schrift-
ſtückes des Nuntius Pacelli nebſt Anlagen vorſieht.

Dies letztere iſt von der größten Bedeutung. Erz-
berger hat bekanntlich nur willkürlich heraus-
gegriffene Teile aus dieſer Korreſpondenz mit-
geteilt. Er hat die engliſche Note, die Pacelli
übermittelte, ſo verſtümmelt, daß ihr Sinn
vollkommen ins Gegenteil verkehrt wurde. Er
hat vor allen Dingen die Meinungsäußerung der
fränzöſiſchen Regierung ganz unterſchla-gen. Der bekanntgewordene volle Text der engliſchen
Note ſtraft Erzberger inſofern Lügen, als es ſich darin um
ein Friedensangebot und außer Belgien auch um
das Hauptſchuldbekenntnis am Kriege ge-
handelt hat. Erſt wenn wir auch den franzöſiſchen Ge
dankengang kennen, werden wir aber auch klar ſehen, was
die Entente ſchon damals forderte. Alle Aeußerungen
franzöſiſcher Miniſter aus jener Zeit ſprechen von Elſaß-
Lothringen, manche ſogar vom linken Rheinufer.
Wir erwarten und beanſpruchen, daß die Unterſchlagung
dieſes Aktenſtückes ein Ende nimmt und das deutſche Volk
entſprechend dem Beſchluß der Nationalverſammlung reſt-
los erfährt, was ſeine Feinde im September 1917 wollten.
Es beſteht Grund zu der Annahme, daß der „Verſöh-
nungsfriede“, der uns damals entgangen ſein ſoll,
ſich immer mehr den Verſailler Dokumenten von 1919
nähert, je mehr von Originalurkunden veröffent-
licht wird, daß das freundliche Bild nicht auf den damali-
gen Abſichten der Entente, ſondern auf der Verlogen-
heit des Berichterſtatter s beruht.

Gegen die Kapitalabwanderung
Berlin. 1. Auguſt.

Die Vorlage über die neuen Maßnahmen gegen
die Kapitalabwanderung mit den Anlagen iſt
heute der Nationalverſammlung zugegangen.
Vorlage dürfen auf Reichs- oder ausländiſche Währung
lautende Zahlungsmittel nur durch Vermittelung
von Banken nach dem Auslande verſandt oder über-
bracht werden. Zahlungsmittel ſind auch Anweiſungen,
Schecks und Wechſel. Banken dürfen ſolche Aufträge nur
übernehmen, wenn der Auftraggeber eine Erklärung ein-
reicht, die an das zuſtändige Beſitzſteueramt weiterzugeben
iſt. Auf den Poſtanweiſungs-, Poſtſcheck- und Poſtnach-
nahme- und Poſtauftragsverkehr fin. den die Vorſchriften
keine Anwendung. Verbindlichkeiten in Reichs- oder aus-
ländiſcher Währung zum Zwecke des Erwerbes von Wert-
papieren dürfen gegenüber einem Ausländer nur mit
Einwilligung der Reichsbank eingegangen werden. Einem
Ausländer darf ein auf Reichswährung lautender Kredit
nur mit Einwilligung der Reichsbank eingeräumt werden.

Echt franzöſiſch
Paris, 31. Juli.

Der beratende Ausſchuß des zweiten Schiedsgerichts, das mit
der Unterſuchung über die Vorfälle, die ſich bei der Ab
reiſe der deutſchen Delegation ereignet haben, be
traut iſt, hat ſeine Unterſuchung beendet und beantragt, die
Unterſuchung niederzuſchlagen. Man habe feſt
geſtellt, daß die Deutſchen, indem ſie lärmende Grüße wech-
ſelten, Hochrufe ausbrachten und der Menge Grimaſſen ſchnitten,
dadurch Proteſte hevausgefordert haben. Man hat nicht feſt
geſtellt, ob die Menge Steine geworfen hat.

Dieſe Havas Meldung ſteht in einem ſonderbaren Gegenſatz
zu der Tatſache, daß Clemenceau in ſeiner bereits be-
kannten Note der deutſchen Regierung ſein Bedauern über
das den Geſetzen der Gaſtfreundſchaft in ſo ärgerlicher Weiſe zu
widerlaufende Geſchehnis ausgeſprochen hat. Ein Augengeuge
des Vorfalles beſtätigt, daß es den Mitgliedern der deutſchen
Delegation in keiner Weiſe eingefallen iſt, das franzöſiſche
Publikum durch Hochrufe, Grimaſſen uſtw. zu vreizen. Sehr
ſonderbar wirkt die Vehauptung, daß nicht feſtgeſtellt ſei, daß
die Menge Steine geworfen habe. Frau Dornblüth, die
noch an einer Kopfverletzung im Krankenhaus darniederliegt,
kann das Gegenteil beſtätigen, und auch andere Mitglieder der

verletztDOelegation ſind, wenn auch leichter, durch Steine
worden. Das feindliche Verhalten des franzöſiſchen
Publikums beſchränkte ſich nicht auf den Augenblick, als die deut
ſchen Delegierten ihre Hotels verließen, ſondern ſetzte ſich den
gangen ziemlich langen Weg jſort, den die Delegation zum
Bahnhof zurückzulegen hatte.

Nach dieſer

J

Es ſolgt die Jnterpellation Arnſtadt (D. V.), Dr.
Heinze (D. V.) über Beamtenfragen.Die Jnterpellation bittet um Auskunft, ob die Ver
ordnung der preußiſchen Regierung vom 26. Fe-
bruar d. J. betreffend die einſtweilige Verſehzung der unmittel-
baren Staatsbeamten in den Ruheſtand auch auf die
Reichsbeamten ausgedehnt werden ſoll. Sie fordert eine
Neuregelung der Beſoldungs- und Penſionsver-
hältniſſe und die Schaffung eines freiheitlichen Beam-
ten- und Diſziplinarrechtes, ſowie die Gewähr-
leiſtung gewiſſer Mindeſtforderungen hinſichtlich der Beſoldung,
Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge der unmittelbaren und
mittelbaren Staatsbeamten, insbeſondere auch der Gemeinde-
beamten und Lehrer durch Reichsgeſetz.

Abg. Dr. Moſt (D. Vpt.) begründet die Jnterpellation.
Unſere Jnterpellation iſt veranlaßt durch die Erkenntnis
der Not, in der ſich Millionen deutſcher Beamten befinden, und

zu erhalten. Wir können ſtolz darauf fein, daß wir bisher das
pflichtgetreueſte und lauterſte Beamtentum der
Welt gehabt haben. Das Verhältnis unſerer Beamten zum
Staat iſt ein anderes als das eines Arbeiters zu ſeinem Arbeit-
geber. Der ſtreikende Beamte iſt ein Widerſpruch
in ſich ſelbſt. (Sehr richtig! rechts.) Der Beamte hat
Sonderpflichten, weil er Sonderrechte hat. Um ſo
mehr aber hat auch der Staat die Pflicht, dieſe Rechte zu wahren.
(Sehr richtig! rechts) Wir wünſchen einen Schutz der Be
amten gegen das Uebermaß der Parlamentariſierung und der
Politiſierung. (Beifall rechts.) Zu dem Zwecke verlangen wir
vor allen Dingen die Schaffung eines neuen Be-
amtenrechts durch das Reich mit einer Ausgeſtaltung der
Beamtenausſchüſſe, Regelung der Urlaubsverhält-
niſſe, Reform des Diſziplinarweſens, Aufhebung
gewiſſer einſchränkender Beſtimmungen, wie Reſi-
denzpflicht, Verbot der Nebenbeſchäftigung uſw.
Vor allen Dingen aber verlangen wir eine Errettung des Be-
amtentums aus der Not. Eine raſchere, durch-
greifende Beſoldungsreform für alle Beamtenklaſſen muß
kemmen (Beifall.)

Reichsminiſter des Jnnern Dr. David: Es iſt mir dringendes
Bedürfnis, der deutſchen Beamtenſchaft meine wärmſte An-
erkennung auszuſprechen für ihre überaus pflichttreue und
aufopfernde Arbeit, die ſie nicht nur während des Krieges, ſon
dern auch vorher unter den ſchwierigſten Verhältniſſen geleiſtet
hat. Das ſoll ihr unvergeſſen ſein, wenn eine

grundlegende Neuordnung des Beamtenrechts
und der Beamtenbeſoldung zuſtande kommt. Ein gutes Be
amtentum iſt Lebensbedingung für das neue
Deutſchland. Nicht auf einem autoritativen Zwang von
oben, ſondern auf der Pflichttreue von unten beruht die Stärke
der Demokratie. Jm Einvernehmen mit dem Finanzminiſter bin
ich der Anſicht, daß eine Neuordnung der Beſoldung
und des Penſionsweſens, ſowie der Hinter
bliebenenfürſorge unbedingt nötig iſt. Zurzeit frei-
lich iſt eine generelle Regelung leider nicht möglich.
Erſt muß Klarheit geſchaffen werden über den Beamtenſtand,
mit dem wir dauernd zu rechnen haben, und dann über die
finanzielle Leiſtungsfähigkeit von Reich und
Ländern. Eine baldige Klärung iſt in Beſprechungen mit den
Beamtenverbänden ſeitens der Reichs und der Landesregie-
rungen in Ausſicht genommen. Die Konferenz iſt bereits am
12. Auguſt in Berlin. Jm Reichsminiſterium des Jnnern iſt
ein Rat für Beamtenfragen eingeſetzt. Er hat ſeine
Arbeiten bereits am 1. Auguſt aufge nommen. Das neue
parlamentariſche Shſtem wird fortan die Gewähr
geben, daß fortan die Beamten ihre berechtigten Forderungen
raſcher zur Geltung bringen können. Freie Bahn dem Tüchtigen.
Das neue Syſtem nimmt den Beamten nichts. Es kann ihnen
Von de und zum Nutzen werden, der Geſamtheit aber zum

ohl.
Abg. Krohnen (Soz.): Es iſt erfreulich, daß die Herren von

der Rechten ſich jejtzt auf einmal für die Beamten er-
wärmen. (Unruhe rechts, lebhafte Zuſtimmung links.) Das iſt
die Stimmungsmache. (Erneute Unruhe rechts.) Die freiheit-
liche Betätigung der Beamten haben Sie (zu der Rechten) ſtets
gehindert. Wir treten für die Koalitionsfreiheit und
auch für das Streikrecht der Beamten ein. Ferner
verlangen wir eine Geſetzesvorlage über Beamtenräte. (Veifall

4 bei den Soz.)

für die Forderungen der Beamten eingetreten. Die neu zeit
liche Regelung der Beamtenfragen bewirkt man am beſten
in Verbindung mit den Beamtenorganiſationen, die in den
letzten ſechs Monaten auf ganz beſondere Leiſtungen zurückblicken
können. (Zuſtimmung.) Angeſichts der Notlage ſämtlicher Be
amtenkategorien und auch der Beamtenfamilien halten wir eine
durchgreifende Beſoldungsreform für erforderlich. Die Beamten
dürfen nicht berechtigt ſein, durch Streik auf die Regierung
einen Druck auszuüben. (Lebhafter Beifall im Ztr.)

Abg. Römmers (Dem.): Die Nationalverſammlung hat ſich
bemüht, in dem Verfaſſungswerk, ſoweit es möglich war, die
Wünſche der Beamten zu verwirklichen und vor allen
Dingen ihre Grundrechte zu ſichern. Allerdings müſſen
wir lebhaft bedauern, daß die in der Schwebe befindliche Frage
der Gewährung einer einmaligen Teuerungszulage
noch nicht hat zum Abſchluß gebracht werden können. Wir ſind
der Ueberzeugung, daß trotz des Widerſtandes Preußens unter
allen Umſtänden den Beamten durch eine nochmalige Teuerungs-
fie unter die Arme gegriffen werden muß. Die Be
oldungsreform muß ſchleunigſt in Angriff genommen

werden. Vor allen Dingen wird es nötig ſein, mit den vielen
Beſoldungskla ſ'ſe n aufzuräumen. Beifall.

Abg. Deglerck (Dtſchnatl.): Wir haben wegen der Beamten-
frage ſchon im Februar Anträge eingebracht, ſie hätten längſtſchon in der Nationalverſammlung beſprochen werden können.
Dann wären manche Vorkommniſſe in der Beagmtenſchaft viel
leicht unterblieben. Jn die Beamtenſchaft iſt die Erregung
hineingetragen worden durch die ſeinerzeitige Erklärung des
Volksvbegauftragten Ebert, daß die Beamtenſchaft auf
ihrem Poſten beharren ſolle, bis die Ktunde der Ablöſung käme.
Auch infolge anderer Aeußerungen von Miniſtern im Reiche und
in Preußen konnten die Beamten befürchten, daß ihnen die
Penſionsberechtigung und die unkündbare An
ſtellung ab geſprochen und ſie in das Verhältnis von
Angeſtellten übergeführt werden ſollten. Den Beamten würde
dann auch die Beſtimmung der Verfaſſung über des
Beamtenrecht nichts nötzen. Hat doch der Vorſitzende der
ſogialdemokratiſchen Partei

die Verfaſſung als ein papierenes Werk
erklärt. Die Not unter den Beamten iſt ſo groß, daß unbedingt
eine ein malige Zulage gegeben werden muß. Wenn
nach der Erklärung des früheren Miniſters Schiffer 7 Mil-
liarden durch Verſchleuderung von -Heeresgut ver
loren gegangen ſind und auch ſonſt mit Geld geſchleudert wurde,
müſſen Mittel für die Beamten beſchafft werden. Dagegen konnte
mancher Miniſter und Staatsſekretärpoſten geſpart werden. Den
Arbeitern hat die Regierung Löhne bis zu 6300 M. be

willigt, während z. B. ein mittlerer Poſtbeamter mit 4500 M.
auskommen muß. Ebert hat geſagt, die Beamten müſſen
ſich klar ſein, daß wir in der neuen Regierung nicht mehr
mit der alten Behäbigkeit leben können.
Beamten jemals behäbig gelebt Hätten. Der Miniſter ſollte
nur einmal in den Haushalt von Beamten hineinſehen, wo
Schmalhans Küchenmeiſter iſt. Bei der Regelung der

durch den Wunſch, unſeren feſtgefügten tüchtigen Beamtenkörper

Abg. Allekotte (Ztr.): Das Zentrum iſt ſtets mit Nachdruck

Als ob die

Beamtenfragen in der Nationalverſammlung
Teuerungszulagen ſollen die Beamten durchaus
anderen voraus haben, aber ſie ſollen auch nicht ausgeſetzt
den. Vei der Veſoldungsreform müſſen erſt einmal
wieder die Beamtengehälter in Uebereinſtimmung mit den den
Beamten gleichſtehenden Schichten kommen. Von der Güte
des parlamentariſchen Syſtems, das der Vorredner
in hohen Tönen gefeiert hat, haben wir uns bisher noch nicht
überzeugen können. Das bis jetzt aufgebaute Haus war ein
Karteihaus, das e nächſten Windſtoß umgeſtürzt werden kann

uſtimmu rechts.s Wieſchenünſſer des Jnnern Dr. David: Der Vorredner hat

dem Miniſter Erzberger unterſtellt, er hätte bei einer
Beſprechung mit Vertretern der Beamten geſagt, in der neuen
Regierung dürften die Beamten nicht mehr mit der alken
Behäbigkeit leben. Der Miniſter hat das geſagt nicht mit
Bezug auf die Beamten, ſondern mit der ganz allgemeinen
Haltung der deutſchen Bevölkerung. Vor
redner hat das tendenziös auf die Beamten bezogen. Mir hat
der Vorredner unterſtellt, ich hätte mit Bezugnahme auf e
Regierung von Männern geſprochen, die infolge der Revolutioneinen Poſten erhalten hätten, denen aber die Einſicht in dag
politiſche Leben fehlt. Auch das iſt falſch. Jch habe von
Männern in den Räten geſprochen, die ſich niemals mit volks,
wirtſchaftlichen Dingen beſchäftigt haben. Die Lohn,
frage iſt zu einſeitig begründet, ohne Rückſicht, daß nicht die
Lohnhöhe, ſondern die für den Lohn zu erwerbende
Gütermenge das Weſentlichſte ift. Ebenſo hat der Vor
redner eine Bemerkung in einer vertraulichen Beſprechung mit
Beamtenvertretern entſtellt, daß es für die Zukunft beſſer wäre,
ſolche Beſprechungen protokollariſch aufzunehmen
was aber die Verhandlungen verzögert. Es darf kein Mißbrauch
getrieben werden durch Wiedergabe von Aeußerungen, die in
einem ganz anderen Sinne geſagt worden ſind. Weiter hat der
Vorredner der Regierung den Vorwurf gemacht, daß ſie es mit
der Pflicht zur äußerſten Sparſamkeit nicht genau
nähme. Dieſen Vorwurf weiſe ich mit äußerſter Ent,
ſchiedenheit zurück Nicht die Revolution hat, wie der
Vorrdner behauptet, den

finanziellen Tiefſtand
herbeigeführt und die Durchführung der Beamten-
beſoldung erſchwert, ſondern der Krieg. Endlich hat der
Vorredner noch die Behauptung aufgeſtellt, unter den Mit
gliedern der Regierung befinden ſich dekorative Figuren, die Ge
hälter ohne Gegenleiſtung beziehen. Sämtliche Mitglieder der
Regicrung ſind bekanntlich mit Arbeit überlaſtet. Feſte
Arbeitsſtunden gibt es nicht. Geradezu närriſch muß es wirken,
daß der Redner ſich gegen dekorative Figuren wendet, die er bei
der alten Regierung unterſtützt hat. Damals gab es in Preußen
eine dekorative Figur mit einer Krone auf dem Kopf, die ein
jährliches Einkommen von 28 Millionen bezog. Dieſe dekora-
tiven Figuren will der Vorredner obendrein noch wieder her
ſtellen. (Zuſtimmung rechts), und ihre alten Einnahmen wieder
geben. (Erneute Zuſtimmung rechts.) Der Vorredner möge es
ſich geſagt ſein laſſen, daß heute außerordentlich viel billiger re
giert wird als unter dem alten Syſtem. (Widerſpruch rechts.)
Ueber das Streikrecht der Beamten bin ich nicht in der
Lage, mich klar zu äußern. Der Streik muß in den Organ
ſationen der Beamten ſauber ausgetragen werden. Meine Ve
merkungen über Bezüge der Fürſten waren nur Abwehrbemer
kungen auf die Ausführungen des Herrn Deglerck, der von
dekorativen Figuren geſprochen hat. Demgegenüber habe ich
darauf hingewieſen, daß es ſolche Figuren in der alten Re

ierung gab.ß Abg Düwell (U. S.): Auch die heutige Regierung hat, an
geblich im Einverſtändnis mit den Vertretungen der Beamten,
ihnen die Koalitionsfreiheit beſchränkt. Der Miniſter
hat ſich dann auch über das Streikrecht der Beamten nicht
geäußert. Der ſoziale Streik von heute ſoll auch den Be
amten eine freiheitliche Stellung geben.

Abg. Dr. Mittelmann (D. Vpt.): Das Str'eikrecht der
Beamten lehnen meine Partkei, ſowie die Deutſch
nationalen und das Zentrum entſchieden ab, weil
es ſich mit dem Charakter des Beamten nicht verträgt. Wet
neuem Kurſe treibe das Reichsſchiff einer ungewiſſen Zukunft
entgegen. Eins aber ſteht feſt: Wenn jemals gehofft werden
kann, daß das Schiff eine gute Fahrt fährt, dann, wahrlich aber
nur dann, wird es gelingen, den alten Beiſt der alten Beamten-
ſchaft hineinzubringen in die neue Zeit.

Reichsminiſter des Jnnern Dr. David: Neber das Streik
recht der Beamten bin ich micht in der Lage, mich klipr und klar
zu äußern. Der Streit muß in den Organiſationen der Be
amten ſelber ausgetragen werden. Jm übrigen iſt ein einzelner
Miniſter gar nicht berechtigt, in bezug auf dieſe Frage ein end
gültiges Urteil abzugesen, weil das Streikrecht mit dem
Staatsrecht des Parlaments kollidiert.

Hierauf wird ein Schlußantrag angenommen. J
Eingegangen iſt eine Jnterpellation der Abg. Frau

Dransfeld (Ztr.), unterzeichnet von weiblichen Mitgliedern
aller Fraktionen, betreffend Mohnayhmen gegen den
Notſtand, in welchen zahlreiche Frauen infolge der
wirtſchaftlichen Demobilmachung geraten ſind.Nächſte Sitzung Donnerstag, 7. Auguſt, nachmittags 4 Uhr:
Interpellation Dransfeld (Ztr.), zweite Beratung
der Geſetzentwürfe betreffend die Erhebung eineraußer ordentlichen Kriessabgabe für :919 und
Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs.

Schluß 2 Uhr.

Die Weltſtreiks
Amſterdam, 1. Auguſt.

„Telegraagf“ meldet aus London, daß die Leitung des Ver
bandes der Po'lizeibeamten geſtern abend durch eine
Senderausgabe des ſozialiſtiſchen „Herald“ einen Aufruf ber
breitete, in dem alle Schutzleute und Gefängnisbeamten R
ganzen Landes aufgefordert werden, abends die Art
niederzulegen. Die Leitung des Verbandes hat ſel
zuerſt mit dem Streik begonnen. Dieſe Aktion iſt ein Rrgu
gegen die Re'gierungsvorlage, die jetzt vom Parla
ment behandelt wird, und in der die Errichtung eines Ver
bandes der Polizeibeamten unter gewiſſen Kon
trollbeſtimmungen geplant iſt, den Polizeibeamten de
boten wird, anderen Gewerkſchaften anzugehören, und die
breitung von Unzufriedenheit unter den Beamten mit Straf
bedroht wird. Baſel, 31. Juli.

Geſtern abend 6 Uhr 30 Minuten war die Arbeitsruhe
in der Stadt nahezu all ge mein. Die Arbeitswilligen kleinere
Betriebe ſchloſſen ſich den Streikenden auf die erſte Aufforderunß

hin an.
Geſtern kam es zu verſchiedenen

zwiſchen der ſtreikenden Arbeiterſchaft und der Polizei.
wärtig ſind im Zentrum der Stadt „Maſchinengeweht
aufgeſtelt. Bei den Zuſammenſtößen gab es vier Leichtverlett

nichtz

wer

Zuſammenſtößen

Brüſſel, 1. Auguſt
Man hält einen Eiſenbahnerſtreik für unmittelbet

bevorſtehend.
Liſſabon, 1. Auguſt

Der Bahnhof von Campolide wurde mit Naſchinen
vehrfener angegriffen das bon den Truppen erwidert wurde

Es gab Verluſte. Die Regierung traf Maßnahmen zur Auf
rechter haltung der Ordnung
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Halle, 2 Auguſt.

ſstadtverordnetenSitzung
ennig teilt vor Eintritt in die TagesEtadtv.-Vorſteg Se Singabe des Vereins der

nung Nhändker, von Halle und Umgegend eingegangen
ja ar r der Verein ſich gegen verſchiedene Aeußerungen ver-

w in der Debatte der letzten Stadtverordnetenſitzung über
F enung der ſtädtiſcherſeits in Ausſicht geſtellten Zigarren
e Lerie tten Der Verein bittet, den Vertrieb

und Zigaretten dem freien Handel p überlaſſen
igarr ſich, ſie zu den Preiſen zu verkaufen, die der

feſtſetzen werde Ueber die geſchäftsordnungsmäßige
ng dieſer Eingabe entwickelt ſich eine längere Aus-

n nach wird in die Tagesordnung eingetreten, und es
de nächſt einige weitere Kapitel des Haushalts-

rden für 1919 beraten. Die Ergebniſſe der Rechnung 1917
e desgleichen das Kapitel Zoologiſcher

galle und Umgebung

e ſind.
z 8

Arden angenom men,

r ar im Vorjahre) verlangt. Bei dem Kapitel XII:
n und Fürſorgeweſen“ kommt es zu einerrm e Ausſprache. Der Etat verlangt einen Zuſchuß vonh er (ge n 1 130 245 Mark im Vorj.). Die Mehrh.Sog.

tion ſtellt olgenden Antrag:

Der Magiſtrat wird n das Armenweſen der Stadt
ne einer neuzeitlichen Reform zu unterziehen. Hierbei iſt

die Bezeichnung Armen fürſorge überhaupt zu be
Kiugen, wie es W in anderen Orten geſchehen iſt. Bei der

rwaltung, ins

Pirkung

eine größ
ſor durch thuke herbeizuführen.

Stadtv. Kleeis begründet den Antrag in kurzen Worten.
Die Stadtvv. Splett, Buſſe (Deutſchnat.) und Genoſſen
len folgenden Antrag:

„Die Stadtverordneten Verſammlung beſchließt, den
Magiſtrat zu erſuchen, in Erwägungen darüber einzutreten,
ob es ſich empfiehlt, die Armenuterſtützung im vor
aus auszuzahlen.“
Im Verlaufe der weiteren Debatte ergreift Stadtv.

lbrecht (Unabh.) das Wort zu grundſätzlicher Stellungnahme
der Armenfrage. Seine Fraktion ſtrebt an, die Armenunter-

tung durch grundſätzliche Umgeſtaltung der geſellſchaftlichen
d wirtſchaftlichen Verhältniſſe unnötig zu machen. Es muß
möglich gemacht werden, daß ſich ein Teil der Menſchen ins
ermeßliche bereichert, während der andere bettelt. Man hat
her die Armen ihrer Armut wegen als ſchuldige Geſchöpfe
rachtet. Das darf nicht mehr ſein. Stadtrat Tepel-
ann tritt dem Vorredner entgegen und betont beſonders, daß
in in den in Frage kommenden Stellen den vom Vorredner

lennzeichneetn Standpunkt niemals auch nur im Entfernteſten
genommen habe. Das Gegenteil trifft zu. Stadtv. Buſſe
deutſchnat.) entgegnet dem Stadtv. Albrecht: Jch bin ſelbſt
menpfleger und muß aufs Entſchiedenſte Einſpruch
heben gegen die Aeußerung des Stadtv. Albrecht, die Armen
irden als „ſchuldige Geſchöpfe“ betrachtet oder behandelt. Da
n kann bei den Armenpflegern gar keine Rede ſein. Die
rbeitsfreudigkeit der Armenpfleger wird durch derartige Aus-
lle nicht gehoben. Redner wendet ſich weiter gegen den Antrag
eis: Die Anſtellung beſoldeter Armenpfleger wird den An
ng der Bürokratiſierung der Armenfürſorge be-
ten. Redner tritt in warmen Worten für die ſtille, auf-
ffernde Tätigkeit der Armenpfleger ein und betont, daß gerade

e jetzige Handhabung eine individuelle Behandlung der Für-
rge gewährleiſtet. Stadtv. Weſchke (bei keiner Fraktion)
richt ſich gegen die Annahme des Antrages Kleeis aus und
itt dafür ein, die Zahl der Aerzte, die in der Armenpflege tätig

d, zu erhöhen. Jm übrigen vertritt er auch die Anſicht, daß
Tätigkeit de Armenpfleger weiter ehrenamtlich ausgeübt

den ſoll. Demgegenüber betont Stadtv. Kleeis (Soz.),
ß ſein Antrag kein Angriff gegen die Armenpfleger oder gar

Abſicht einer Bürokratiſierung der Armenpflege bedeuten
le. Es ſei aber nicht zu verkennen, daß zahlreiche Armen-
leger ihrer Aufgabe nicht gewachſen ſeien. Stadtv. Balcke
dem.) will den Ausdruck „Arm“ ausgemerzt wiſſen. Er tritt
ch für eine ehrenamtliche Ausübung des Armenpflegeramtes,

ſſen aufopfernde und erfolgreiche Tätigkeit er in längerer Aus
rung würdigt, im Intereſſe einer ſchnellen Hilfeleiſtung ein.
Stadtv. Oſterburg (Unabh.) fordert für die Armenpflege

eie Aerztewahl, während Stadtv. Frau Krüger (Unabh.) dem
inſche Ausdruck gibt daß für dieſes Amt auch Frauen, be-
nders Arbeiterfrauen, intereſſiert werden müßten. Der

at wird unter Berückſichtigung der Anträge Weſchke und Buſſe

des

einen Geſamtzuſchuß von 311 845 Mark gegen

angenommen; der Antrag Kleeis wird dem Sozialiſierungs
ausſchuß überwieſen

Den Bericht über den Haushaltsplan des Jugendamtes
bt Frau Stadtv. Krüger (Unabh.). Sie häält auf dieſem
ebiete durchgreifende Reformen für notwendig und trägt zu

nächſt die Kommunaliſterung der Säuglingsfürſorge an, die aus-
ſchließlich in den Händen von Wohltätigkeitsvereinen liege. Des
weiteren fordert ſie, daß auch die Kinderhorte und Kindergärten
kommunaliſiert, die Stillprämien erhöht und Mittel bereit-

ſtellt werden zur Unterſtützung kinderreicher Familien. AmShluß ihrer Ausführungen ſtellt ſie den Antrag, daß für Weih-

nochtsfeiern uſw. an Stelle der bisher ausgeſetzten Summe von
150 Mark eine ſolche von 5000 Mark bewilligt wird. Der Etat

ugendamtes, der bereits vom Haushaltsausſchuß um 20 000
Mark erhöht iſt, erfordert nunmehr einen r von
119 6900 Mark. Stadtrat Velthuiſen erſucht, von einer
Beſprechung der einzelnen Punkte abzuſehen, bis der Magiſtrat
eine entſprechende Vorlage unterbreitet hat. Stadtv. Buſſe
(Deutſchnat.) äußert ſich gegen die beantragte Kommunaliſie-
rung des Jugendamtes und legt dar, welche ſchönen Erfolge das
Amk bisher in anerkennenswerter Weiſe trotz der unzuläng-
lichen Mittel erzielt hat. Stadtv. Wilke (Soz.) wünſcht, daß
die Kinderhorte in Anbetracht der kommenden Einheitsſchule in
Schulheime umgewandelt werden. Auf die Forderungen des
Stadtv. Albrecht um unbedingte Kommunaliſierung erwidert
Stadtrat Velthuiſen, daß der Magiſtrat dieſer Forderung
vielleicht ſchon im Herbſt ohnehin ſtattgeben müßte, da bereits
rerſchiedene Vereine, die auf dieſem Gebiete tätig ſind, ihre
Tätigkeit eingeſtellt haben. Stadtv. Schrader (Deutſchnat.)
vorwahrt ſich gegen die Aeußerungen der Frau Stadtv. Krüger,
daß in den Kinderbewahranſtalten „Hurra-Patriotismus“ ge-
pflegt würde und betont, daß eine ſittliche Erziehung unſerer
Jugend nur auf religiöſem Wege erreicht werden wird.
Hierauf erwidert Stadtv. Oſterburg (Unabh.): Konfeſſion
und Religion müſſen verſchwinden aus den Kinderhorten uſw.
Wir wollen eine erhabene Jugenderziehung haben. Der Etat
des Jugendamtes wird nunmehr unter Genehmigung des Zu-
ſatzantrages Krüger angenommen.

Es wird ſodann in der Beratung des Stadthaushaltsplanes
fortgefahren. Das Kapitel Feuerlöſchweſen, das einen
Geſamtzuſchuß von 288 740 Mark erfordert, wird ohne Debatte
angenommen. Desgleichen der Etat des Bauweſens, das
gegen das Vorjahr Mehrausgaben in Höhe von 374 595 Mark
aufweiſt. Die Kapitel Stadtentwäſſerung und Garten-
verwaltung finden gleichfalls die Genehmigung der Verſamm-
lung. Ueber das Arbeitsamt berichtet Stadtv. Albrecht
(Unabh.) und betont, daß auf dieſem Gebiete Reformen in
domykratiſchem Sinne erforderlich ſeien. Hierzu führt Stadt-
rat Velthuiſen aus, daß das Städtiſche Arbeitsamt durchaus
in den Händen von Fachausſchüſſen liegt und daß der Vor
redner wohl Arbeitsamt mit Arbeitskammer verwechſelt.
Demgegenüber betont Stadtv. Albrecht, daß Anſtellungs- und
Entlaſſungsrecht ausſchließlich Arbeiter ausüben müſſen, um
etwaigen reaktionären Strömungen unter den Beamten begegnen
zu können.

Jn dem Kapitel „Sonſtige gemeinnützige Zweckee“ werden
mehrere Aenderungen vorgenommen. So werden für die
ſtädtiſche Jugendpflege an Stelle der veranſchlagten 4000 Mark
9000 Mark bewilligt. Die vom Haushaltsausſchuß geſtrichene
Summe in Höhe von 800 Mark für die Rechtsſchutzſtelle für
Frauen für Adoptionszwecke wird wieder eingeſetzt, dagegen die
ousgeſetzte Summe von 5000 Mark für den Sächſiſch-Thüringi-
ſchen Reiter- und Pferdezuchtverein geſtrichen. Für den Kinder-
hort Sommergarten werden 1000 Mark neu angeſetzt. Der
Etat wird ſchließlich in dieſer Geſtalt angenommen. Das
Kapitel Statiſtiſches Amt wird debattelos genehmigt.

Gegen 8 Uhr wird von der geſamten Preſſe die Bericht
erſtattung eingeſtellt.

r

Soziale Fürſorge für die Studentenſchaft
Es ſind vielfach Stimmen laut geworden, daß die Konfe

renz der Rektoren und Prorektoren der Univerſitäten und
Techniſchen Hochſchulen Deutſchlands zu Halle am 8. Juli
hinter faſt verſchloſſenen Türen ſtattgefunden habe. Es iſt daher
umſo mehr zu begrüßen, daß das Hauptreferat dieſer Konferenz
vom Prorektor der Univerſität Halle, Geh. Rat Profeſſor
D. Lütgert, über ſoziale Fürſorge für die Studentenſchaft in
der Deutſchen Akademiſchen Zeitſchrift“, Heft 7,
der Oeffentlichkeit zugängig gemacht iſt.

Der Referent führt in der Hauptſache aus: Die durch den
Krieg hervorgerufene Verdoppelung der Koſten des Studiums
und die ungünſtigen Anſtellungsausſichten machen die Fürſorge
für die Studentenſchaft zu der dringendſten Pflicht der Hach-
ſchule. Am brennendſten iſt die Wohnungsfrage. Es muß auch
in Zukunft nach Ueberwindung der augenblicklichen Notlage für
Wohnungen geſorgt werden, die den ſanitären Bedürfniſſen der
ſozialen Lage, den äſthetiſchen Anforderungen, der Verufsaufgabe
und den moraliſchen Verpflichtungen der Studentenſchaft ent
ſprechen. Eine Kaſernierung der Studenten iſt den deutſchen
Verhältniſſen nicht entſprechend. Um dem ſtrebenswerten Ziel,
ein ganzes Univerſitätsviertel am Rande der Großſtadt zu
ſchaffen, näherzukommen, empfiehlt es ſich, zunächſt einmal eine
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Has grüne Kuvertkt
(0] Erzählung von Otfried von Hanſtein.

„So, ſo, das iſt aber ſchade.“
„Wann wollten ſie denn fahren?“
„Gott, er war ja vorgeſtern noch hier. Jch glaube,
Schiff ſollte heute von Hamburg wegfahren.“

atte Herr Müller denn ſeine Frau nicht mit?“
W Da s ſchlug auf den Buſch, um nicht aus der
le n.„Er iſt doch Witwer ſeit zwei Jahren und ſein
Jwiegervater doch auch und nun ſtanden die beiden ganz

n da kann ich's ihnen nicht verdenken.“
nicht. Jch danke Jhnen für die freundliche

Aber bitte, iſt gern geſchehen.“
Schlüter ſtieg in das Auto und fuhr davon, während

Kühn ſich nachträglich wunderte, daß der „Bekannte

präſidium Berlin“ ſtand. Aber was gings ihn an.
wchtmeiſter Schreiber, ermitteln Sie mal ſchleu-

n s der Hausdiener Schröder, der bis zum erſten bei
pebrand und Rodewald war, mit Vornamen hieß und
broen Sie mir ſo ſchnell wie möglich deſſen Perſonal-
e d ebenſo die von Auguſt Müller, früher Hollmann-

Während der Wachtmeiſter ſeinen Auftrag ausführte,
d die Schiffahrtsliſten nach und telegraphierte
v Dann kam Schreiber mit den Akten. Ueber Schröder

gentlich nicht viel zu ſagen. Er ſchien ein ziemlich
ge atron zu ſein, der es in ſeinen Stellungen nicht
e aushielt, ſchien zu trinken, denn da waren eine
enge kleiner Vorſtrafen, die eigentlich nur Ordnungs-
u n für Dinge, die er im Trunk getan. Irgend

rnſtes war ihm nicht vorzuwerfen, Anders aber

Herrn Müller“ in einen Wagen fuhr, auf dem „Poli-

ſchon eine größere Freiheits geweſen.

Anzahl von Etagen zu mieten und zu deren Leitung geeignet
Wirtinnen einzuſetzen.Eine weigere ſoziale Fürſorgemaßregel iſt die Einrichtung
von akademiſchen Speiſehäuſern. Dieſe Unterneh
mungen ſind nicht auf Wohltätigkeit zu gründen, ſondern ganz
geſchäftsmäßig einzurichten, ſo daß ſie pekuniär mit Einſchlu
aller Koſten ſich ſelber tragen. ie Univerſität Halle hat ſi
eine ſolche Anſtalt, von kleinen Anfängen ausgehend, in dem
modern und geſchmackvoll eingerichteten früheren Hotel „Zur
Tulpe“ geſchaffen, in dem neben der Speiſeganſtalt Erholungs-
und Verſammlungsräume und die Büros des Studentenaus-

uſſes ſich befinden.be De bisherige direkte finanzielle Fürſorge durch Stipen-

dien muß als unzeitgemäß und ungenügend allmählich
abgebaut werden. Bedürftige Studenten ſollen durch Zu
weiſung von entſprechenden Arbeiten in Seminagren, BViblio-
theken, als Repetenten und Aſſiſtenten Gelegenheit gegeben
werden, ihre finanzielle Lage zu verbeſſern. Andere Erwerbs-
möglichkeiten ſollten im Zuſammenhang mit der Neuordnu
unſeres Erziehungsweſens planmäßig und praktiſch geregel
werden. Das beſte wäre, wenn neben der theoretiſchen Arbeit
des Studiums eine praktiſche Betätigung nebenherginge, am
beſten eine ſolche, die mit dem künftigen Beruf im Zuſammen-
hang ſteht. Jn den techniſchen Berufen wird ſich das leicht er
reichen laſſen, aber auch in den Geiſteswiſſenſchaften iſt es nicht
unmöglich. Unterrichten z. B. ſollte jeder Theologe und Philo-
loge ſchon von ſeiner Studentenzeit ab, und zwar nicht nur als
Hauslehrer, ſondern mithelfend in öffentlichen Schulbetrieben.
Dieſer Dienſt müßte planmäßig organiſiert und auch ent
ſprechend honoriert werden. Auch körperliche Arbeit der gebil-
deten Jugend würde nur nützlich ſein und zur Ueberwindung
der ſozialen Zerklüftung unſeres Volkes beitragen.

Die Einrichtung einer akademiſchen Bank, durch die
die Geldgeſchäfte beſorgt werden, in die alſo die Wechſel einge
zahlt würden, und die eventuell mit einer Darlehnskaſſe ver-
bunden werden könnte, würde dem Wucher und anderen un
ſauberen Gewerben, die die Geldnöte der Studentenſchaft aus
nutzen, wirkſam entgegenzutreten. Alle dieſe Pläne müſſen
grundſätzlich durchgeführt werden unter Hinzuziehung der
ſtudentiſchen Selbſtverwaltung.

Die Ausgabe der EinfuhrZuſatzkarten für Auslandsmehl
Nr. 13 bis 16 findet in der Woche vom 4. bis 9. Auguſt gleich
zeitigsmit der Ausgabe der Brotmarken in den ſtädtiſchen
Marken-Ausgabeſtellen ſtatt. Die einzelnen Marken werden
ſeinerzeit durch beſondere Bekanntmachung in Gültigkeit geſetzt

rden.v Ausländiſches Weizenmehl. Unter Bezugnahme auf
Ziffer 5 der Magiſtrats Anordnung vom 16. April 1919 über
ausländiſches Weizenmehl wird beſtimmt: 1. Auf Nummer 12
der Marken für Auslandsmehl kann in der Zeit vom 4. Auguſt
bis 13. Auguſt 250 Gramm ausländiſches Weizenmehl zum
Preiſe von 0,40 Mark oder die gleiche Menge inländiſches
Aprozentiges Weizen oder Roggenmehl zum üblichen Preiſe
von 18 bzw. 16 Pfennig bei den Mehlkleinhändlern entnommen
werden. 2. Die Mehlkleinhändler (Mehlhändler, Bäcker, Konſum-
vereine) haben die eingenommenen Marken (Nummer 12) bis
zum 16. Auguſt an die ProtmarkenAnnahmeſtelle im Roten

m abzugeben.S Ver geſamte Luftpoſtverkehr r wen Mangels an Be
i off mit dem 1. Auguſt eingeſtellt.tie Nationale de dadndienſt Halle beendet am 1. Auguſt

ſeine Tätigkeit, denn ſeine Aufgabe den Daheimgebliebenen
während des Krieges zu helfen iſt erfüllt in fünf arbeitsreichen
Jahren. 10530 Familien haben ſich in den fünf Jahren an
uns gewandt. Jn unſeren drei Küchen wurden 570 000 Por-
tionen Eſſen unentgeltlich ausgegeben. Die Kleiderkammer

in etwa 1000 Fällen für Säuglingswäſche und gabſorgteLnherdem rund 7000 Waäſcheſtücke, 10 000 Kleidungsſtücke und
6000 Paar Stiefel, Sandalen und warme Schuhe ab. Bare
Unterſtützungen wurden in 5000 Fällen gezahlt. Für 160 Kinder ren Wir in drei Kinderhorten, meiſt mit Speiſung.
Die ſegensreichſte Hilfe aber war immer die Arbeitsver-
mittlung; in unſeren eigenen Betrieben haben wir an Ge
hältern und Löhnen 430 600 Mark verausgabt. Jn der Strick
ſtube wurden 175 000 Paar Socken, 2500 Kopfſchützer u. a. m.
eſtrickk. Die Schneiderſtube arbeitete für unſere Kleidermmer rund 7000 Stück an Wäſche, Kleidern und Anzügen.

Die Flickſtube beſſerte Kleider und Wäſche aus. Jn Heimarbeit
für die Heereeverwaltung wurden rund 2500 Frauen beſchäftigt,
oft 650 Arbeiterinnen gleichzeitig. Jn der Arbeitſtube wurden
anfangs Schuhe und Pantoffeln genäot, Wäſche ausgebeſſert,
bis wir am 1. Juli 1917 auf Bitten der Militärbehörde das Aus-
beſſern von Uniformen übernahmen. Aber auch geiſtige
Anregung wollte der Frauendienſt vermitteln; zwei Winter
hindurch hielten uns Dozenten der hieſigen Univerſität Reden
zur Weltlage, im letzten Winter volitiſche Vorträge. Den ſchön
ſten Erfolg aber hatten unſere Frauenabende. Für
arbeitende Frauen, meiſt Kriegerfrauen, gedacht, boten dieſe
Abende in volkstümlicher Weiſe Belehrung und Genuß, Ernſtes
und Heiteres und erfreuten ſich eines ſolchen Zuſpruchs, daß ſie
auch nach der Auflöſung des Nationalen Frauendienſtes weiter
beſtehen ſollen.

ſtrafe wegen Vetruges und war ziemlich bös angekreidet.
Schlüter nickte vergnügt mit dem Kopf.

Dann kam auch ein Telegramm aus Hamburg:
Rittergutsbeſitzer Paul Schröder und Schwiegerſohn

Landwirt Auguſt Müller geſtern zweite Kajüte Dampfer
„Gießen“ nach Buenos Aires abgefahren.“

Schlüter war vergnügt, wie ſeit langem nicht, und
ſchrieb einen Rohrpoſtbrief an den Unterſuchungsrichter,
dann ging er zu ſeinem Chef, dem Regierungsrät Weſen-
ar hinüber, mit dem er nur eine kurze Unterredung

atte.
„Schreiber, wie weit iſt's zu Jhrer Wohnung?“
„Zehn Minuten, Herr Kommiſſar.“
„Schnell, machen Sie, daß Sie nach Hauſe kommen,

laſſen Sie ſich von Muttern ein reines Hemd, zwei Paar
Strümpfe, zwei Kragen und drei Taſchentücher einpacken.
Punkt ſechs Uhr in Zivil, BVahnbof Friedrichſtraße.“

Auch Schreiber wurde vergnügt. Gott ſei Dank! Die
Stimmung der letzten Tage war wirklich kein Vergnügen
geweſen.

„Wo geht's denn hin, Herr Kommiſſar?“
„Geht, Sie gar nichts an, Sie alte neugierige Groß-

mutter. Wenn Sie da ſind, werden Sie's ſchon merken.“
„Zu Befehl, Herr Kommiſſar,“ und lachend eilte er die

Treppe hinunter, während Schlüter die kleine Handtaſche
mit allem Nötigen, die er immer im Büro ſtehen hatte,
nahm und nach dem Bahnhof voran fuhr.

Wie Schreiber Punkt ſechs Uhr am Bahnhof ſtand,
hatte Schlüter ſchon die. Bettkarten für ein Sonderabteil
des Schlafwagens in der Hand.
g „Schnell, mein Lieber, in fünf Minuten geht unſer

ug.“
Jndeſſen ging Landgerichtsrat Sawade in ſeinem

Zimmer auf und nieder. Der Fall war wirklich ein ärger-
licher. Auch er konnte nicht ſo recht an die Schuld des
Kaſſierers glauben, und doch hatte er ihn in Haft be
halten. Wenigſtens bis noch einmal gründlich Haus-
ſuchung gehalten, und dann war Grete Hanus bei ihm

Er hatte etwas von Hausfuchung fallen laſſen

ärgerlich, wie konnte er nur, und da hatte ſie geweint
und ihn hoch und heilig angefleht, von der Hausſuchung
Abſtand zu nehmen. Jhre Mutter ſei totkrank, und wenn
ſie erführe, was geſchähe, wenn ſie überhaupt ahnte, in
welchem Verdacht ihr Sohn ſtehe ein Schlaganfall ſei
ja ſowieſo jeden Tag zu befürchten.

Und nun ärgerte er ſich. Er durfte doch keine Rück
ſicht nehmen, wenn es ſein Amt und ſeine Pflicht gelte, und
doch, dieſes Mädchen tat ihm ſo leid.

Hatte ſie Angſt vor der Hausſuchung?. Sollte er dem
armen Kinde, dem er erſt den Bräutigam vorausſicht-
lich unſchuldig eingeſperrt und jetzt den Bruder verhaftet
hatte, auch noch die Mutter töten?

Aber es mußte doch ſein. Er beſchloß, noch einmal mit
dem Stagtsanwalt zu ſprechen.

Da kam der Rohrpoſtbrief des Kommiſſars Schlüter.
„Muß ganz plötzlich verreiſen. Hoffe beſtimmt,

morgen die volle Aufklärung des Falles Rodewald tele-
graphieren zu können. Bitte bis dahin in der Sache mög-
lichſt nichts unternehmen.“

Der Landgerichtsrat rieb ſich die Hände. Gott ſei
Dank! Und er beſchloß, auch die Unterredung mit dem
37 energiſchen Herrn Staatsanwalt bis morgen zu ver-

jieben.
Jn ſeiner Zelle ſaß Andreas Hanus. Er vermochte

noch immer nicht zu verſtehen, was mit ihm geſchah. Er
glaubte nicht daran, daß ihn wirklich ein Verdacht treffen
könne, ihn, der ein ſo gutes Gewiſſen hatte, aber trotzdem
zitterten ihm die Glieder vor Entſetzen. Unwillkürlich
mußte er in einem fort an Arnold Becker denken. Ob alle
nun auch ſo ſchnell an ihm zweifelten wie er an dem
Freunde? War es eine furchtbare Vergeltung für ſeine
Feigheit?

Da kam der Schließer und brachte auch ihm einen
Brief. Landgerichtsrat Sawade hatte ihn wohl geleſen,
aber mit Rückſicht auf die Nachricht Schlüters ließ er ihn
dem Gefangenen überbringen.

Sortſetzung folgt.)
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5um Wiederaufbau
der europäiſchen Kriegsgebiete

Wenn am 24. Juli in der Nationalverſammlung der Reichs
miniſter des Aeußeren beſonders die deutſchen Arbeiter, die
deutſchen Techniker und Architekten aufrief, ſich bereitzuhalten,
wenn der Ruf an ſie erginge, aus den Ruinen der verwüſteten
Segenden Nordfrankreichs wieder blühendes Leben erſtehen zu
laſſen, ſo iſt es nötig, darauf hinzuweiſen, daß bei dem Wiederaufbau jenes Kriegsgebiets e nicht ausſchließlich, ja vielle'cht

nicht einmal in erſter Linie an die architektoniſche Wiederher
Kellung zu denken iſt. Vielmehr wird man ſich gegenwärtig zu
halten haben, welche beſonderen wirtſchaftlichen Möglichkeiten
n erſt ſeit dem Kriege in Nordfrankreich dringend der Er
ſchliefzung harren. Frankreich muß im Vergleich zu Deutſchland
als ein an Menſchen armes, an landwirtſchaftlich wertvollem
Boden reiches Land bezeichnet werden. Lebten im Deutſchen
Reiche vor dem Kriege auf den Quadratkilometer 120 Menſchen,
z waven in Frankreich auf der gleichen Fläche noch keine 74 an
fäſſig; auf 1000 Einwohner hatte Deutſchland einen Geburten-
überſchuß von 12,7, Frankreich von 1,5. Bei ungefähr gleicher
Geſamtgröße (54 bzw. 53 Mill. Hektar) waren im Deutſchen
Reiche 49, in Frankreich ungefähr 46 Millionen Hektar land oder
forſt wirtſchaftlich genutzt. Es iſt aber eine von allen deutſchen
kand wirtſchaftlichen Sachkennern, die der Krieg nach Nordfrank
reich führte, betonte Beobachtung, daß die ſchwache Beſiedlung
des Landes und der im Vergleich zur deutſchen Landwirtſchaft
um mindeſtens ſechzig Jahre im Rückſtand befindliche techniſche
Stand des frangöſiſchen Ackerbaues dahin geführt haben, daß
weite Strecken beſten Ackerbodens in Nordfrankreich ſchon vor
dem Kriege teils gar nicht, teils mit ganz unzulänglichen Mitteln,
Poſe mit ſehr geringen Erfolgen bewirtſchaftet wurden.

ies laſſen auch die DurchſchnittsHektarerträge mit aller Deut-
lichkeit erkennen. Während in dem durchweg mit weit geringeren
Bodenklaſſen ausgeſtatteten Deutſchland an Weizen durchſchnitt-
lich 28,6, an Roggen 19,1, an Sommergerſte 22,2 und Hafer 21,9
Doppelzentner je Hektar geerntet wurden, gab ſich der franzöſi

Landwirt tatſächlich faſt mit halb ſo großen Körnerfrüchte-
rnten zufrieden; denn die internationale Statiſtik weiſt für

Frankreich an Hektar-Erträgen nach für Weizen im Durchſchnitt
wur 13,8, Roggen 10,8, Gerſte 14,5 und Hafer 12,9 Doppelgzentner.
Ebenſo liegt es bei den Kartoffeln, an denen Deutſchland vom
Hektar 158,6, Frankreich dagegen nur 96,1 Doppelzentner erntete.
An Schweinen wurden gezählt in Frankreich 7, in Deutſchland 22,
an Rindern dort 16, hier 20 Millionen Stück. Jeder Einſichtige
wird nun aber verſtehen, daß wir Frankreich das geben müſſen,
was ihm fehlt, und ihm nur geben können, was uns zu Gebote
ſteht bzw. woran wir Ueberſchuß haben. Das iſt aber ein theo-
vetiſch und praktiſch auf der Höhe ſtehender Stamm von land
wirtſchaftlichen Betriebsleitern, wie wir ihn beſonders auch in
unſeren Gutsverwaltern haben.

Die Ausführung zu dem Appell des Außenminjiſters bedeutet
deshalb ein Plan, den vor jener Rede bereits Herr v. Bismarck-
Jarchlin entworfen hat und der jetzt den maßgebenden Stellen
zur Prüfung vorliegt. Er geht davon aus, daß ſchon vor dem
Kriege der Stand der land wirtſchaftlichen Güterbeamten in
Deutſchland dauernd überfüllt war und es zurzeit infolge des
Eindringens von Erſatzkräften während des Krieges und in An
vetracht der Verluſte weiter Diſtrikte des Großgrundbeſitzes im

durch den Friedensvertrag mehr denn je iſt. Auf alle
Süter drängen ſich zurzeit gebildete junge Leute zur Erlernung
ber Landwirtſchaft, von denen nach Lage der Verhältniſſe nur
ein geringer Bruchteil jemals die Möglichkeit haben wird, in
Deutſchland die Tätigkeit eines Betriebsleiters auszuüben. Nach
Auffaſſung des Herrn von Bismarck würde es für Frankreich die
beſte Wiedergutmachung der durch den Krieg erlittenen Schäden
fein, wenn die franzöſiſche Regierung ſolchen deutſchen Land
wirten als Unternehmern landwirtſchaftliche Betriebe in den
wiederaufzubauenden Gebieten auf längere Zeit, etwa 60 Jahre
und mehr verpachtete. Die Koſten der Einrichtungen würden
binnen kürzeſtem aus der Pacht getilgt ſein, ſo daß ſich Frank
reich in wenig Jahren die Pacht, ferner den hohen Kulturzuſtand
der nach Ablauf des Vertrages zurückzugebenden Pachtgüter und
ſchließlich die fördernde Wirkung e franzöſiſchen Landwirt
als reinen Gewinn gutſchreiben könnte. Die Frage der Be
ſchaffung der Arbeitskrräfte, die Deutſchland ſelbſt nicht zu
ſtellen vermag, denkt ſich Herr von Bismarck entſprechend dem
Gedanken der Jntereſſenſolidarität aller Völker am Wieder
aufbau des kontinentalen Europas, von dem ſein ganzer Vor
ſchlag getragen iſt, in der Weiſe gelöſt, daß etwa Viehpfleger aus
franzöſiſchen, Geſpann und Maſchinenführer aus deutſchen
Elementen zu gewinnen ſein würden, während Slawen und
Jtaliener, wie ſie das gewohnt ſind, die Erntearbeiten die Hark
früchtebehandlung und ähnliche Verrichtungen übernehmen
würden. Sehr mit Recht weiſt Herr von Bismarck noch darauf

in, daß das franzöſiſche Landvolk von Natur nicht deutſchfeind
geſinnt ſei, und es dürfte dem vielleicht noch hingzuzufügen

Fein, daß ja auch in Deutſchland ausländiſche Fachleute, wie
Schweizer im Käſereigewerbe der Tilſiter Gegend, als Unter
wehmer Betriebe im Beſitz und Eigentum haben.

Sabotage am Geldmarkt
Man ſchreibt uns aus volkswirtſchaftlichen

Kreiſen:Die deutſche Valuda hatte ſich nach Fr sſchluß im neu
ralen Auslande nicht un weſentlich erholt. Vor
einigen Tagen zeigte ſie jedoch den tiefſten Stand, den ſie ſeit
Kriegsbeginn überhaupt geſehen hat. Dabei ſtehen wir vor der
Wiederaufnahme der regulären Handelsbeziehungen mit den
neutralen und einem Teile der bisher feindlichen Länder. Man

von ſtarker Nachfrage nach deutſchen Artikeln.
peziell über Holland ſollen Großeinkäufe in deutſchen Metall

produkten für engliſche Rechnung abgeſchloſſen werden. Man
r denken, daß hierdurch ein belebender Einfluß auf den Kurs

Reichsmark ausgeübt würde. die Tendenz des
Markkurſes bleibt ſchwach und verrät damit die
Einwirkung a Momente, die nicht auf dem Gebiete s
Handelsverkehrs liegen. Da iſt zunächſt wahrſcheinlich, daß
die bevorſtehende Aufhebung der Deviſenordnung BaiſſeEngage
ments ausländiſcher Spekulanten ausgelöſt hat. Aber auch dieſe
ans kann die Zerrüttung des Valutenmarktes nicht er

ven.Es iſt vielmehr zweifelsfrei, daß die Erzbergerſchen
Pläne, die auf eine Abſtempelung der Banknoten
und Wertpapiere zielen, das außerordentliche Angebot
deutſcher Zahlungsmittel an den neutralen Börſen veranlaßt
haben. Dabei iſt man ſich ſicher klar darüber, daß keine
deutſche Regierung die Banknoten für kraft
los erklären kann, die ihr ein Ausländernach der Abſtempelung präſentieren wird. Die gange
deutſche Volkswirtſchaft iſt fraglos auf das Schwer ſt e
beunruhigt. Die Stützung der Valuta, die ſchon
während des Krieges mit allen Mitteln angeſtrebt wurde, iſt
mit einem Schlage durch die Bekanntgabe der un
reifen Abſtempelungspläne, die alſo als Sabotage
an unſerm Weſtmarkt bezeichnet werden müſſen, zu nicht e
gemacht werden. Man ſollte ſich doch in den zuſtändigen
Reichsämtern ſoweit der Diskretion vefleißigen, daß Geſetz
entwürfe erſt, wenn ſie klar und vollſtändig durchgearbeitet ſind,
veröffentlicht
ſabotieren.

werden, um nicht Jntereßen der Allgemeinheit zu

Gefellſchafts- Abſchlüſſe
R. Wolf A.G. in Magdeburg- Buckau. Nach dem Rechenchaftsbericht für 1918/19 erhöhte ſich bei dem lernen n der

ohgewinn einſchl. Vortrag auf 9274 815 (6 780 902) K. Ge
ſchäftsunkoſten und Zinſen ſind demgegenüber. auf 4204 294
(2 886 980) angewachſen. Aufwendungen für Wohlfahrts

Kriegsunterſtützungen uſw. erforderten 1 949 986 (880 426)
ark und Abſchreibungen 820 245 M (2 654 255), hiervon 2,

Mill. Mark aus der Aktienumwandlung). Aus dem verbleiben
den Reingewinn von 2.299 790 (2 859 240) werden wie bereits
emeldet, 15 (18) Prozent Dividende ausgeſchüttet. Jn der
ilangz ſind u. a. Warenbeſtände auf 21 498 345 (209 339 316)

und Wertpapiere auf 945 088 (2 734 765) A. zurückgegangen.
e einſchließlich Anzahlungen ſtehen mit 11910 514
G 502) geſtiegen. Demgegenüber haben Gläubiger nur ne
ba 705 (18 Weh A zu fordern, W erweinen e
zohlungen au eſtellungen ſowie Rückſtellun i6 407 897 (4 570 211) A. gen ß gen uſw. aut

Adler- Kaliwerke A.G. in Oberröblingen am See. Die Ge
winn und Verluſtrechnung für das Geſchäftsjahr 1918 weiſt
einen Bruttogewinn von 933 959 M. und einen Reingewinn
von 379 172 M. aus. Die Dividende wird mit 6 Proz. auf
die Vorzugsaktien und mit 6 Proz. auf die Stammaktien vorge-
ſchlagen. Bei der Bergwerksgeſellſchaft Hope G. m. b. H. konnte,
wie wir dem Rechenſchaftsbericht des Vorſtandes weiter ent-
nehmen, durch kriegs wirtſchaftliche Maßnahmen ein Betrieb
unter und über Tage nicht geführt werden. Bei den Kaliwerken
Adolfsglück A.G. verhinderte der Mangel an Arbeitskräften und
Kohlen die Einführung des zweiſchichtigen Betriebes, wodurch der
Fortgang der Aufſchlußarbeiten weſentlich verzögert wurde. Bei
der Gewerkſchaft Oberröblingen werde es noch lange dauern, bis
das nachgeprüfte Arbeitsprogramm durchgeführt ſein wird.

„Gott mit unsGrube“, A.G. für Steinkohlenbergbau in
Mittel-Laziſk (Schleſien). Der Jahresbericht klagt über die mit
dem Umſturgz im November eingetretene erhebliche Verſchlechte
rung in den Leiſtungen der Belegſchaft. Die allerdings koloſſale
Lohnſteigerung ſolle im Hinblick auf die allgemeine Teuerung
als größtenteils berechtigt gelten. Dagegen würden durch den
Rückgang der Leiſtungen die Kohlenunternehmungen und die
ganze Nationalwirtſchaft geſchädigt. Die Abrechnung ergibt nach
Abſchreibungen von 245 000 (232 000) M. einen Reingewinn
von 120 912 (148 553) M., woraus eine Dividende von
4 Proz. (i. V. 5 Proz.) auf das Geſamtkapital von 2 Millionen
Mark zur Ausſchüttung gelangt.

Verſchiedene Mitteilungen
Soziale Fürſorge für Arbeiter nicht mehr durchführbar. Ein

oßes Bergbauunternehmen beabſichtigte, auf einem ſeinerWerte in größerem Umfange Wohlfahrtseinrichtungen
für die Frbertertwaft zur Ausführung zu bringen. Es
handelte ſich in der Hauptſache um die Erbauung von

ohngebäuden für ledige Arbeiter, in denen dieſe
nach den projektierten Plänen eine einfache, aber wohnliche
Stube erhielten, die ſie nach Wunſch einzeln, zu zweien oder
dreien bewohnen konnten. Die Anlage, zu deren Ausführung be-
reits die erſten Spatenſtiche getan waren, muß jetzt un aus
geführt bleiben, da es ſich nach endgültiger Feſtſtellung der
Ausführungskoſten als ganz unmöglich erweiſt, derartig uner-
ſchwingliche Summen für die Ausführung herbeizuſchaffen. Die
Koſten, welche in Friedenszeiten etwa 400 000 betragen
hätten, ſtellen ſich jetzt auf 3 Millionen Mark. Die Ueber-
teuerung im Baugewerbe, welche noch vor 3 Monaten
etwa das 3-Afache gegen Friedenszeit betrug, erreicht jetzt be
reits die 7—8fache Höhe. Der Hauptgrund für dieſe be
dauerliche Tatſache liegt in den fortgeſetzten Lohn-
ſteigerungen, den Leiſtungsrückgängen und in den regel-
loſen Arbeitsniederlegungen und Streiks, denn dieſe bedingen
ganz automatiſch ein Hoch ſchnellen der Materiale-,
Transport- und Herſtellungspreiſe. Ferner ge
ſtaltet ſich die Marktlage von Woche zu Woche ungünſtiger; die
häufigen Arbeitsniederlegungen, die paſſiven Reſi-
ſrenzſtreiks, die Tarifkündigungen nach ſoeben er-
folgtem Tarifabſchluß und anderes bewirken eine ununter-
brochene Steigerung aller Herſtellungskoſten.
Der Fonds von 500 Millionen Mark Ueberteuerungszuſchuß iſt
aber bald aufgezehrt und ein allgemeines Einſchlafen jeglicher
Tätigkeit im Baugewerbe wird danach eintreten. Ein ſodann
etwa neu bewilligter Fonds kann auch keine Beſſerung herbei-
führen, denn das Defizit in der Kaſſe des Deutſchen Reiches und
des deutſchen Wirtſchaftslebens kann nicht mit Papiergeld, ſon
dern nur durch angeſtrengte gemeinſame Zuſammenarbeit
aller Schichten des deutſchen Volkes beſeitigt wer
den. Hoffentlich zeigen dieſe Zeilen den unbeſonnenen Heiß-
ſpornen unter der Arbeiterſchaft, daß ein Uebertreiben
der wirtſchaftlichen und politiſchen Forde-
rungen letzten Endes die Arbeiterſchaft ſelbſt
immer am meiſter ſchädigt.

Mündelſichere Anleihe. Der kommunale Giroverband
für Provinz Sachſen, Thüringen und Anhalt, Magdeburg, begibt
die vierprozentige Mitteldeutſche Kommunal
anleihe von 1919 zum Kurſe von 94,5 Prozent; darauf
werden bei ſämtlichen öffentlichen Sparkaſſen und Banken Zeich-
nungen entgegengenommen. Die Anleihe iſt mündel-
ſicher und wird garantiert durch ſämtliche dem Verbande
angeſchloſſenen 158 Städte, Gemeinden, Landkreiſe
und ſelbſtändige Sparkaſſen.

Ausfuhrförderung durch das Meßamt in Leipzig. Das Me
amt für die Muſtermeſſen in Leipzig hat ein planmäßiges
Verzeichnis der auf der Leipziger Meſſe aus
ſtellenden deutſchen Ausfuhrfirmen angelegt,
mit Angabe der Warenarten und ſoweit möglich der Länder,
nach denen ausgeführt werden kann. Die Käufer deutſcher
Waren im lande erhalten durch das Meßamt jede gewünſchte
Auskunft über geeignete Bezugsquellen für die von ihnen be
nötigten Artikel. Die Anfragen werden außerdem in der amt-
lichen Zeitung des Meßamtes „Die Leipziger Muſter
meſſe“ veröffentlicht.

Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Die Gerſchifisl!age an der Börſe

blieb auch heute unverändert. Die wenigen Umſätze, die in
ührenden Werten ſtattfanden, era ben kein einheitliches Bild

in der Kursgeſtaltung. Kriegsaneihe, Schatzſcheine und alte
heimiſche Anleihen bröckelten im Vre:ſe weiter ab. Erſtere
notierte 81 bis 8076 Prozent. Am Montanmarkte überwogen
mäßige Abſchwächungen dis vereinzelt Prozent, was beſonders
für oberſchleſiſche Werte gilt. Dagegen ſetzten Rombacher und
Lothringer Hütte, wie auch Gelſenkirchen ihre Aufwärtsbewegung
weiter fort. Schiffahrtswerte mußten ſich bei ſtillem Geſchäft
Rückgänge bis etwa 1 Prozent gefallen laſſen. Ausländiſche
Bahnaktien behaupteten ihren Kurs ſtand. Kanada waren etwas
feſter. Auf den übrigen Marktgebieren ſind die Veränderungen
nicht erheblich und mehr oder weniger von kleinen Aufträgen
aabhängig. Für Petroleumaktien beſtand unter Führung Von
Steaug Romang gute Meinung. Wesentliche Veränderungen
ſind auch ſpäter bei vorwiegender Geſchäfteunluſt nicht einge
treten. Oeſterreichiſche und ungariſche Anleihen lagen ſtill und
wenig verändert.

Produktenbericht. Jm freien Warenverkebr iſt in der Ge
ſchäftslage für Lupinen und Serrrdella eine Veränderung nicht
eingetreten. Herbſtrübenſamen der verſchiedenſten Sorten waren
ſtark angeboten. Für Heu ſind in der Provinz verſchiedentlich
Preiſe von 14,50 bis 15 Mark erzielt worden. Hier iſt im Groß-

handel dieſer Preis noch nicht zu erreichen. Stroh iſt mit etwa

K zu Buche. Beteiligungen ſind auf 762 842

after umgeſetzt worden. Am Markt hAngebot von Rapsſtro i efindſigWelt ſh. et hat orpber Beachtung n vit e
4,75 Mark lebh

Im freien Verkehr warden niehtamtlich ermt
Fisenbahn-Aktien: Gasmotoren Deutz tteh,
Halberstadt -Blankenb. Gebhardt u. Co. sHalle-Hettstedter 70,50 Gebhardt u. König A5Schantungbahn 132 Gelsenkirech. Zeret. S
Allg. Lokal-Str. 130.50 Glauziger Zuckertbr. àGr. Berl. Str. 120.75 Hallesohe Masch.-Fabr.Magdeburger Str. B. Hann. Masch.Lux. Prinz Heinrich. B. 304.50 Harpener Berg V
Orientbahn Hasper Bisen r 3Sehiftahrts- Akt. erNawp g. Paketfahrt u Be St IHambg.-Südamerika 170,50 ogsach Risen a. Stahi aHansa Hamptsehiſt n Hohenlohe- Werke inNordd. Llioyä 102.25 h geee- l

Banken: Kahla- Porzellan 5Bank für Thür. len m Kaliw. Aschersleben eBerl. Handelsges. 152.,75 Körbisd. Zueker- Akt. El
Comm u. Diskontobank 122,50 KytthäuserhüttoDarmstädter Bank l 107. Lahmeyer u. Co. e
Dess. Landesbank Lauchhammer IDeutsche Bank 191. LaurahütteDiskonto-Comm. 152,75 Tinke u Hoffmann
Dresdner Bank 1128., Ludwig Loewe u. Co lCredit-Anst. Leipzig 13 v Lothringer Hütte WMitteld. Kreditbank 113.50 Mannesmannröhren 156

Privat-Bank III. s Oberschl. Disenb. Bed.
Nationalbank v do. Caro Heg. 183Oesterr. Kredit 101. do. Kokswerke 1765Reichsbank I43,50 Orenstein u. KoppelIndustrie- Aktien Phönix- Berg. inSchultheiss- Brauerei 243, Rhein. Metall-Vorz.AKt. f. Anilin I 230 Rhein Stahlwaren rAigem. Riektr. Ges. 17475 Riebeer, Montan.
Ammendorfer Papierf. 590, Rombacher Hütten i
Anhalter Kohlenw. I156, Rositzer Braunk.Annaberger Steingut. 181, Rositzer Zucker IBadische Apilin 325, Sangerhäuser Masch. 33
Bergmann Elekt. Akt. 141.75 Hugo Schneider u. Co.
Berl. Masch.- Bau 1200.59 Schuokert u. Co. aBismarckhütte 213 Siemens u. Halske iBochumer Gußstahl 184.26 Stettiner Vulkan cChem. Fabrik Buekan 14.- Stollberger Zinkh. i
Chem. Griesheim 193.50 Strals. Spielkarten 2Chem. v. Heyden (216, Thale-EBisenhütte WConsolidation Schalke 231.50 Triptis- Akt. -Ges.
Cröllwitzer Papierfabr. 217. Türkische Tabakregie à
Daimler-Motoren 190.25 Ver. Köln-Rottweiler hDentseh-Luxemburg 144,25 Glanzstoff Elberk.Deutsche Vebersee- Bl. 228 Woegelin u. Hübner 7
Deutsche Erdöl 310 Werseh.-Welssent. Br.
Deutsche Gasglühl. 968. J esteregeln-Alkali
Deutsche Kali 173.50 Wittener GubstahlHeutsehe Wattf. u. Mun 201.50 Wrede-Mälzerei d
Donnersmarkhütte 200 Zelch.-Kriebitseh. Brk.Döring u. Lehrmann 116 Zeitzer Masch. widDürkoppwerke 287. Zellstoff WalthofElbertfelder Farben 237.0 Otavi-Minen WFelten u. Guilleaume 116 L.

2 GH Sporkbortchte
Rennen in Hannover

(Eigene Drahtmeldung.
1. Sommer-Rennen. 10000 Mark. 1000 Meter. Kutie

Suſi, Wulfhard. Toto für Sieg 20, Plätze 14, 19, 17. Ferne
liefen 7 Pferde.

2. KincſamRennen. 12 000 Mark. 1200 Meter. VWolftm,
Meeringen, Jndling. Toto für Sieg 172, Plätze 31, 21,

Ferner liefen 16 Pferde.
3. Deiſter-Jagdrennen. 15 000 Mark. 4200 Meter. im

Pellao, Philomele. Toto für Sieg 45, Plätze 15, 16, 34. Ferne
liefen 6 Pferde.

4. Grabenſee Rennen. 40000 Mark. 1100 Meter
Schnellfeuer, Roſenritter, Berliner. Toto für Sieg: 60; Pläte:
20, 17, 20. Ferner liefen 6 Pferde.

Jugendpreis. 18 000 Mark. 1000 Meter. Huſ
Leichtſinn, Antilope. Toto für Sieg: 25; Plätze: 14, 29,
Ferner liefen 6 Pferde.

6. Preis von Walsfried. 15000 Mark. 2200 Neter.
Merovinger 2, Rubin, Sphinx. Toto für Sieg: 53; Plätze: 19
16, 34. Ferner liefen 5 Pferde.

7. Preis vom Tiergarten. 13 000 Mark. 2000 Meter. Oneide,
Sturmflut, Majoratsherr. Toto für Sieg: 69, Plätze: 25,
62. Ferner liefen 11 Pferde.

8. Hürdenrennen der Dreijährigen. 12 000 M., 3000 Meter
Dieſes Rennen wurde in zwei Abteilungen gelaufen und der
Preis doppelt gelaufen. 1. Abteilung: Fritze, Spartane,
Fuſtanella. Toto für Sieg: 45, Plätze: 14, 47, 12. Ferne
liefen 6 Pferde. 2. Abteilung: Gletſcher, Ribiſel, Elenm
Toto für Sieg: 77, Plätze: 46, 34, 41. Ferner liefen: b Pferde

Vorſchau auf Hannover
Sonntag, den 83. Auguſt; nachm. um 8 Uhr.
Der zweite Tag der vier Tage umfaſſenden Veranſtaltum

des Hannoverſchen Rennvereins bringt als Hauptereignis den
Preis vom Schloß, in dem der vierjährige Prunus zun
erſtenmal in dieſem Jahre an der Oeffentlichkeit erſcheint. Il
ungünſtigen Gerüchte über den Dark RonaldSohn haben ſih
nicht bewahrheitet, im Gegenteil, der Hengſt iſt jetzt glänzend in
Schuß und hat hier wohl keinen Gegner zu fürchten. Ob Roſen
ritter läuft, iſt noch unbeſtimmt, wir glauben aber nicht, daß de
Dreijährige ſeinem älteren Gegner gewachſen iſt. Der Gr
ditzer Humbug, der ſein letztes Rennen durch die rückſichtsloſe
Reitweiſe von Jockey Kaſper an Harlekin verlor, iſt ſo gut in
Gange, daß wir ihn ſogar vor Roſenritter im Ziel erwartet.
Harlekin hat bier wohl kaum Ausſichten, ebenſo nicht die übrigen
Teilnehmer. Unſere Meinung iſt mithin Prunus vor Hunli
und Roſenritter. Der wertvolle, dem jüngſten Jahrgang reſer
vierte Hoffnung Preis ſieht mehrere in ihren Stöllen hoh
gehaltene Zweijährige am Ablauf. Wir hören viel Gutes über
Peri aus dem Stall der Herren von Weinberg, ſowie über Diſt
z aus dem Stall des Freiherrn S. A. von Oppenheim und über
ie Graditzerin Ludowika. Gewinnen ſollte Peri. Der Nieder

ſachſen- Preis iſt ein gut gelungener Ausgleich, ſo daß de
Suche nach dem vorausſichtlichen Sieger nicht ſo leicht iſt. Vr
glauben, daß Chaputchin, Baldur, Goldſtrom, Feuerbach noch de
meiſten Gewinnchancen beſitzen. Letztere lief zuletzt hinter Fra
cisque ein gutes Rennen und bei etwas mehr Glück hätte die
nützliche Stute wahrſcheinlich ſchon damals gewonnen. Im gro
ßen und ganzen iſt es aber ein eher offenes Rennen, in dem de
Spekulation weiter Spielraum gelaſſen iſt. Auch die übrige
Rennen verſprechen guten Sport. Die Einleitung beſorgt de
Jungfern- Rennen für Zweijährige, in dem Erda, de
Zweite zu Prämie im Sporn Rennen vor guten Ausſichten ſteht
Der zweite Platz ſollte dem Stall Graditz, der Lauſcherin ode
Mittelſtraße aufbietet, ſicher ſein. Nachſtehend unſere genaue

Vorausſagen.
Erda--Stall Graditz;
Sterna--Rumplertaube 2;
Milton--Stall Allgem. Deutſcher Sporéverein;
Peri--Diſtelfink;
Oblate--Goldſtrom;

Prunus Humbug;
Einhart--Tunichtgu t

R. Frohſinn--(Ehrengard)-Stall Allg. Dtſch. Sportveren
Nächſter Galopprenntag: Dienstag, den 5. Auguſt; Hanne
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Hauptſchriftleiter. Helmu Böttcher.
Verantwortlich für Politik: Helmut Böttcher für pohttiſche Natriaa
Volkswirtſchaft und Sport Hans Heiling für den geſamten an

redaktionellen Teil: Adolf Meyer.
Anzeigenteil: Paul Kerſten; ſämtlich in Halle a. S.Otto Thiele. Buch u. Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen geitung, Hal
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